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Weitere Themen in dieser Ausgabe

• Veräußerung eines Mobilheims (wohl) kein privates Veräußerungsgeschäft 

• Kindergartenzuschuss während der Coronapandemie: Das gilt bei Rückzahlung der Gebühren 

• Endlich geklärt: Beginn und Ende des Kindergeldanspruchs bei einem Studium 

• Künstlersozialabgabe: Abgabesatz bleibt auch in 2022 bei 4,2 %

• Ermäßigt zu besteuern: Abfindung im Rahmen einer Sprinterklausel 

• Kleine Fotovoltaikanlagen: Bundesfinanzministerium konkretisiert die Liebhaberei auf Antrag 

• Privates Veräußerungsgeschäft bei Trennung und anschließender Ehescheidung

Bei erheblichen Mietausfällen in 2021 besteht 
bis zum 31.3.2022 die Möglichkeit, einen teil-
weisen Erlass der Grundsteuer zu beantragen. 

Voraussetzung ist eine wesentliche Ertrags-
minderung, die der Steuerpflichtige nicht zu 
vertreten hat. Diese liegt vor, wenn der normale 
Rohertrag um mehr als die Hälfte gemindert 
ist. Ist dies der Fall, kann die Grundsteuer  
um 25 % erlassen werden. Fällt der Ertrag in 
voller Höhe aus, ist ein Grundsteuererlass von 
50 % möglich.

Zum 1.1.2022 steigt der gesetzliche Mindest-
lohn von derzeit 9,60 EUR je Zeitstunde auf 
9,82 EUR. Werden Minijobber beschäftigt, 
darf die 450 EUR-Grenze nicht überschritten 
werden. Greift hier der Mindestlohn, beträgt 
die zulässige Höchstarbeitszeit 45,82 Stunden 
im Monat (450 EUR/9,82 EUR).

Für Vermieter 

Grundsteuererlass:  
Antrag bei erheblichen 
Mietausfällen

Für Arbeitgeber 

Minijobs ab 2022:  
Erhöhter Mindestlohn hat 
Auswirkungen auf maxi-
male Stundenzahl

Quelle | Zwölfte Verordnung zur Änderung der Sozial- 
versicherungsentgeltverordnung, BR-Drs. 760/21 (B) vom 
26.11.2021 

Quelle | FG Hessen, Urteil vom 14.12.2020, Az. 9 K 1266/17, 
Rev. BFH: Az. VIII R 4/21

Quelle | §§ 34, 35 Grundsteuergesetz (GrStG) 

Die Sachbezugswerte für freie oder verbilligte 
Verpflegung und Unterkunft werden jährlich 
an die Entwicklung der Verbraucherpreise an-
gepasst. In 2022 beträgt der Sachbezugswert 
für freie Unterkunft 241 EUR monatlich (in 2021 
= 237 EUR). Der monatliche Sachbezugswert 
für Verpflegung steigt in 2022 um 7 EUR auf 
270 EUR.

Aus dem monatlichen Sachbezugswert für Ver-
pflegung abgeleitet, ergeben sich nachfolgende 
Sachbezugswerte für die jeweiligen Mahlzeiten:

Sachbezugswerte für 2022  
(Werte für 2021 in Klammern)

Mahlzeit         monatlich kalender- 
    täglich

Frühstück         56 EUR   1,87 EUR  
          (55 EUR)  (1,83 EUR)

Mittag- bzw.     107 EUR  3,57 EUR 
Abendessen      (104 EUR)  (3,47 EUR)

Beachten Sie | Bei Addition der kalendertäg-
lichen Werte ergibt sich infolge der Rundungen 
ein Betrag von 9,01 EUR. Es gelten aber 9,00 
EUR (270 EUR/30).

Für Arbeitgeber 

Freie Unterkunft und  
Verpflegung:  
Sachbezugswerte 2022

Für GmbH-Gesellschafter 

Verdeckte Gewinnaus-
schüttung: Unentgeltliche 
Nutzungsmöglichkeit  
einer Auslandsimmobilie
Für die Annahme einer verdeckten Gewinn-
ausschüttung reicht bereits die jederzeitige 
Möglichkeit der unentgeltlichen Nutzung einer 
in Spanien belegenen Immobilie einer spani-
schen Kapitalgesellschaft durch deren in 
Deutschland ansässige Gesellschafter aus.  
Auf den Umfang der tatsächlichen Nutzung 
kommt es nach einer Entscheidung des Finanz-
gerichts Hessen (Revision anhängig) nicht an.

Zum Hintergrund: Bei einer verdeckten Gewinn-
ausschüttung handelt es sich – vereinfacht – 
um Vermögensvorteile, die dem Gesellschafter 
einer Kapitalgesellschaft außerhalb der gesell-
schaftsrechtlichen Gewinnverteilung gewährt 
werden. Eine verdeckte Gewinnausschüttung 
darf den Gewinn der Kapitalgesellschaft nicht 
mindern.

Eine verdeckte Gewinnausschüttung schied im 
Streitfall auch nicht deshalb aus, weil die Immo-
bilie nur zu sehr kurzen Aufenthalten genutzt 
wurde, welche den Zweck hatten, den Verkaufs-
prozess der Immobilie zu fördern.

Wir bedanken uns bei allen 
Lesern des Info-Tipps für Ihr 
Interesse und wünschen Ihnen 
– gerade in diesen Zeiten –  
alles Gute und viel Erfolg für 
das Jahr 2022!
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Private Veräußerungsgeschäfte mit nicht zu 
eigenen Wohnzwecken genutzten Grundstücken 
unterliegen der Einkommensbesteuerung, wenn 
der Zeitraum zwischen Anschaffung und Ver-
äußerung nicht mehr als zehn Jahre beträgt. 
Nach Ansicht des Finanzgerichts Niedersachsen 
fällt die Veräußerung eines auf einem Camping-
platz aufgestellten Mobilheims aber nicht da-
runter.

Sachverhalt 

Ein Steuerpflichtiger hatte 2011 ein Mobilheim 
als „gebrauchtes Fahrzeug“ (ohne Grundstück) 
von einer Campingplatzbetreiberin und Grund-
stückseigentümerin erworben und anschließend 
vermietet. Dabei handelte es sich um ein Holz-
haus mit einer Wohnfläche von 60 qm, das auf 
einer vom Steuerpflichtigen gemieteten Parzelle 
(200 qm) auf einem Campingplatz ohne feste 
Verankerung stand. Dort befand sich das Mobil-

Während der Coronapandemie haben viele 
Städte und Gemeinden den Einzug von Kinder-
garten- bzw. Kinderbetreuungsgebühren aus-
gesetzt und zu einem späteren Zeitpunkt dar-
auf verzichtet. Dennoch haben Arbeitgeber ihre 
Zuschüsse weiter ausgezahlt. 

Eine – offenbar bundeseinheitlich abgestimmte 
– Verfügung der Oberfinanzdirektion Nordrhein-
Westfalen zeigt, wie bei der Lohnabrechnung 
vorzugehen ist.

Zum Hintergrund: Nach § 3 Nr. 33 Einkommen-
steuergesetz sind steuerfrei: Zusätzlich zum 
ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erbrachte 
Leistungen des Arbeitgebers zur Unterbringung 
und Betreuung von nicht schulpflichtigen Kin-
dern der Arbeitnehmer in Kindergärten oder 
vergleichbaren Einrichtungen. Barzuwendungen 

Für Kinder, die das 18., aber noch nicht das 
25. Lebensjahr vollendet haben, kann während 
eines Hochschulstudiums Anspruch auf Kinder-
geld bestehen. Der Bundesfinanzhof hat nun 
die Frage entschieden, wann ein Hochschul-
studium beginnt und wann es beendet ist.

Eine Berufsausbildung in Form eines Hochschul-
studiums beginnt mit der erstmaligen Durch-
führung von Ausbildungsmaßnahmen (nicht 
bereits mit der Bewerbung).

Die Beendigung eines Hochschulstudiums setzt 
grundsätzlich voraus, dass das Kind die letzte 
nach der Prüfungsordnung erforderliche Prü-

Für alle Steuerpflichtigen  

Veräußerung eines Mobilheims (wohl) kein privates Veräußerungsgeschäft 

Für Arbeitgeber  

Kindergartenzuschuss während der Coronapandemie: 
Das gilt bei Rückzahlung der Gebühren

Für alle Steuerpflichtigen 

Endlich geklärt: Beginn und Ende des Kindergeldanspruchs bei einem Studium

heim bereits seit 1997 (erstmalige Aufstellung). 
Der Erwerbsvorgang unterlag der Grunderwerb-
steuer. 2015 veräußerte der Steuerpflichtige das 
Mobilheim mit Gewinn. Das Finanzamt unter-
warf den Vorgang als privates Veräußerungs-
geschäft der Besteuerung. Das Finanzgericht 
Niedersachsen sah das aber anders.

Die isolierte Veräußerung eines Mobilheims 
stellt selbst dann kein privates Veräußerungs-
geschäft dar, wenn

• es sich bewertungsrechtlich um ein Gebäude 
(auf fremdem Grund und Boden) handelt, 

• der Erwerb und Verkauf der Grunderwerb-
steuer unterliegt und

• der Zeitraum zwischen Erwerb und Verkauf 
nicht mehr als zehn Jahre beträgt. 

Das Finanzgericht Niedersachsen stellt dabei 
im Wesentlichen auf den Wortlaut des § 23 

an den Arbeitnehmer sind nur steuerfrei, soweit 
der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber die zweck-
entsprechende Verwendung nachgewiesen hat.

Haben Städte und Gemeinden Kindergarten- 
bzw. Kinderbetreuungsgebühren nicht einge-
zogen bzw. bereits erhobene Beiträge erstattet, 
wird es für das Kalenderjahr 2020 auch ohne 
ausdrückliche, im Vorhinein getroffene Verein-
barung nicht beanstandet, wenn von einer 
Darlehensgewährung des Arbeitgebers an den 
Arbeitnehmer ausgegangen wird. Somit bleiben 
die Arbeitgeberleistungen für 2020 grundsätz-
lich steuerfrei.

Die in 2020 geleisteten Zuschüsse sind mit den 
in 2021 entstehenden Unterbringungs- und 
Betreuungskosten zu verrechnen. Das heißt: 
Sind die Kosten niedriger als der Betrag, den 

fungsleistung erfolgreich erbracht hat. Zudem 
müssen dem Kind sämtliche Prüfungsergebnisse 
bekannt gegeben worden sein.

Die Bekanntgabe erfordert regelmäßig, dass 
das Kind 

• entweder eine schriftliche Bestätigung  
über den Abschluss und die Abschlussnoten  
erhalten hat oder

• jedenfalls objektiv in der Lage war, eine solche 
schriftliche Bestätigung über ein Online-
Portal der Hochschule erstellen zu können. 

Beachten Sie | Entscheidend ist hier, welches 
dieser Ereignisse früher eingetreten ist.

Abs. 1 S. 1 Nr. 1 S. 2 Einkommensteuergesetz 
(EStG) ab, wonach Gebäude nur in die Berech-
nung eines Bodenveräußerungsgewinns ein-
zubeziehen sind, d. h., sie stellen nur einen 
Berechnungsfaktor dar und können damit kein 
eigenständiges Objekt eines privaten Veräuße-
rungsgeschäfts sein. 

Selbst wenn man das Mobilheim als Gebäude 
auf fremdem Grund und Boden wertet, kommt 
eine Einbeziehung in den Tatbestand des § 23 
EStG auch nicht unter dem Aspekt der Vergleich-
barkeit mit einem Erbbaurecht in Betracht. 

Praxistipp | Mobilheime, die auf einem attrak-
tiven Campingplatz stehen, sind derzeit hoch 
im Kurs. Daher darf die Entscheidung des 
Bundesfinanzhofs im Revisionsverfahren mit 
Spannung erwartet werden. 

der Arbeitgeber in 2020 zu Unrecht steuerfrei 
belassen hat, ist der Differenzbetrag als steuer- 
und beitragspflichtiger Arbeitslohn zu behandeln.

Beispiel 

Ein Arbeitnehmer erhält von seinem Arbeitgeber 
einen Kindergartenzuschuss von 120 EUR 
monatlich. In 2020 hat er also 1.440 EUR 
steuerfrei erhalten. Die Gebühren für den Kinder-
garten (ebenfalls 120 EUR pro Monat) wurden 
aber für vier Monate zurückerstattet. Somit 
betrugen die tatsächlichen Kosten 960 EUR. 

Nach der Verfügung gelten 480 EUR als Dar-
lehen. Dieser Betrag kann mit den Aufwendun-
gen in 2021 verrechnet werden. Bleiben der 
Arbeitgeber-Zuschuss und die Höhe der Ge-
bühren in 2021 unverändert, müssen die 480 
EUR aus 2020 dann in 2021 versteuert werden. 

Weiterführender Hinweis | Für den Kinder-
geldanspruch für volljährige Kinder ist es oft 
entscheidend, ob sich das Kind in einer Erst- 
oder einer Zweitausbildung befindet. Denn 
nach Abschluss einer erstmaligen Berufsaus-
bildung oder eines Erststudiums ist eine Erwerbs-
tätigkeit grundsätzlich schädlich. Ausgenommen 
sind hier nur folgende Fälle: Eine Erwerbstätig-
keit mit bis zu 20 Stunden regelmäßiger  
wöchentlicher Arbeitszeit, ein Ausbildungsdienst-
verhältnis oder ein geringfügiges Beschäftigungs-
verhältnis.

Quelle | BFH-Urteil vom 7.7.2021, Az. III R 40/19

Quelle | OFD Nordrhein-Westfalen, Verfügung vom 
27.8.2021, Az. S 2342 – 2021/0008 – St 216 

Quelle | FG Niedersachsen, Urteil vom 28.7.2021, Az. 9 K 
234/17, Rev. BFH: Az. IX R 22/21
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Für Unternehmer  

Kleine Fotovoltaikanlagen: Bundesfinanzministerium konkretisiert die Liebhaberei  
auf Antrag
Die Beurteilung der Gewinnerzielungsabsicht ist 
oft Anlass für Streit mit dem Finanzamt. Dies 
gilt auch für kleine Fotovoltaikanlagen, sodass 
die Finanzverwaltung hier eine Vereinfachung 
geschaffen hat: Die Liebhaberei auf Antrag. 
Da in diesem Schreiben Fragen offengeblieben 
sind, wurde es nun konkretisiert.

Auf schriftlichen Antrag des Steuerpflichtigen 
ist ohne weitere Prüfung zu unterstellen, dass 
die Fotovoltaikanlage oder vergleichbare Block-
heizkraftwerke (BHKW) nicht mit Gewinnerzie-
lungsabsicht (= steuerlich unbeachtliche Lieb-
haberei) betrieben werden. Der Antrag wirkt 
in allen offenen Veranlagungszeiträumen (VZ) 
und für die Folgejahre.

Praxistipp | Eine Antragstellung kann insbe-
sondere dann sinnvoll sein, wenn bereits für 
ältere Jahre Verluste anerkannt wurden und 
diese Jahre nicht geändert werden können. 
Dann bleiben diese Verluste steuerlich erhalten, 
künftige Gewinne unterliegen jedoch nicht der 
Besteuerung. 

Die Liebhaberei gilt für kleine Fotovoltaikanla-
gen mit einer installierten Leistung von bis zu 
10 kW/kWp sowie für kleine BHKW mit einer 
installierten Leistung von bis zu 2,5 kW.  
Betreiber können eine steuerpflichtige Person 
oder eine Mitunternehmerschaft sein.

Hinsichtlich der Definition der Grenzen erfolg-
ten Konkretisierungen: Alle Fotovoltaikanlagen/
BHKW, die von einer antragstellenden Person 

betrieben werden, bilden einen einzigen Betrieb, 
sodass die jeweiligen Leistungen zu addieren 
sind. Das gilt sowohl für Anlagen, die sich auf 
demselben Grundstück befinden als auch für 
Anlagen auf verschiedenen Grundstücken.  
Es sind auch Anlagen einzubeziehen, die die 
übrigen Voraussetzungen der Vereinfachungs-
regelung nicht erfüllen (z. B. Anlagen, deren 
Strom einem Mieter des Antragstellers zur Ver-
fügung gestellt wird).

Es ist unschädlich bzw. für die Antragstellung 
unerheblich, ob sich die Anlage
• auf einem zu eigenen Wohnzwecken  

genutzten Einfamilienhaus, 
• einem zu eigenen Wohnzwecken genutzten 

Zweifamilienhaus (mit einer vermieteten 
Wohnung) oder

• auf einem Mehrfamilienhaus (mit zumindest 
einer zu eigenen Wohnzwecken genutzten 
Wohnung) befindet.

Zudem ist zu beachten, dass der (teilweise) 
Verbrauch des Stroms durch einen Mieter oder 
zu anderweitigen eigenen oder fremden betrieb-
lichen Zwecken technisch ausgeschlossen sein 
muss. Dies gilt nicht, wenn die Mieteinnahmen 
520 EUR im VZ nicht überschreiten.

Bei Neuanlagen (Inbetriebnahme nach dem 
31.12.2021) ist der Antrag bis zum Ablauf des 
VZ zu stellen, der auf das Jahr der Inbetrieb-
nahme folgt. Bei Altanlagen (Inbetriebnahme 
vor dem 31.12.2021) ist der Antrag bis zum 
31.12.2022 zu stellen.

Beachten Sie | Anlagen, die vor 2004 in  
Betrieb genommen wurden, und die nach dem 
Auslaufen der Förderung in die Einspeise- 
vergütung im Sinne des § 21 Abs. 1 Nr. 3 EEG 
2021 eintreten (ausgeförderte Anlagen), kön-
nen frühestens nach 20 Jahren Betriebsdauer 
zur Liebhaberei übergehen. Der Antrag wirkt 
hier erst für den VZ, der auf den VZ folgt, in dem 
letztmalig die garantierte Einspeisevergütung 
gewährt wurde. 

Gesetzliche Neuregelung? 

In Fachkreisen wird mitunter kritisiert, dass ein 
derartiger Eingriff in die Besteuerung nur durch 
ein Schreiben des Bundesfinanzministeriums 
geregelt wird, das die Gerichte nicht bindet. 

Aber auch auf der Gesetzgebungsebene scheint 
das Thema „Fahrt aufzunehmen“. Der Bundes-
rat hat in seiner Stellungnahme zum „Entwurf 
eines Gesetzes zur Umsetzung unionsrechtlicher 
Vorgaben im Umsatzsteuerrecht“ am 
5.11.2021 gefordert, bereits für den VZ 2021 
eine (Ertrags-)Steuerbefreiung für die Strom-
erzeugung aus Solaranlagen mit einer mögli-
chen Gesamtleistung von bis zu 30 kW und 
aus BHKW mit einer installierten elektrischen 
Leistung von bis zu 7,5 kW zu schaffen. Die 
weitere Entwicklung bleibt vorerst abzuwarten.

Die einvernehmliche Auflösung eines Arbeits-
verhältnisses erfolgt regelmäßig (auch) im Inte-
resse des Arbeitgebers. Eine im Gegenzug  
gezahlte Abfindung ist daher in der Regel als 
Entschädigung ermäßigt zu besteuern. Dies gilt 
nach Ansicht des Finanzgerichts Hessen grund-
sätzlich auch für eine (zusätzliche) Abfindung, 
die für die (vorzeitige) Beendigung des Arbeits-
verhältnisses durch Wahrnehmung einer 
Sprinterklausel gezahlt wird. Denn hier kann 
die Kündigung durch den Arbeitnehmer nicht 
separat, sondern nur im Zusammenhang mit 
der Auflösung des Arbeitsverhältnisses insge-
samt betrachtet werden.

Sachverhalt 

Eine Arbeitnehmerin (AN) hatte mit ihrem  
Arbeitgeber – zusätzlich zu einem Vertrag über 
die Aufhebung des Arbeitsverhältnisses mit 
einer Abfindung – eine Sprinterklausel verein-
bart. Danach konnte AN gegen einen weiteren 

Der Abgabesatz zur Künstlersozialversicherung 
wird auch in 2022 bei 4,2 % liegen. Ermöglicht 
wurde dies durch den Einsatz zusätzlicher 
Bundesmittel in Höhe von knapp 84,6 Millio-
nen EUR.

Über die Künstlersozialversicherung werden 
über 190.000 selbstständige Künstler und  
Publizisten als Pflichtversicherte in den Schutz 
der gesetzlichen Kranken-, Pflege- und Renten-
versicherung einbezogen. Die Künstler und 
Publizisten tragen, wie abhängig beschäftigte 
Arbeitnehmer, die Hälfte ihrer Sozialversiche-
rungsbeiträge. Die andere Beitragshälfte wird 
finanziert durch einen Bundeszuschuss (20 %) 
und durch die Künstlersozialabgabe der Unter-
nehmen (30 %), die künstlerische und publi-
zistische Leistungen verwerten.

Abfindungsbetrag das Arbeitsverhältnis vor dem 
eigentlich vereinbarten Zeitpunkt beenden.

Das Finanzamt unterwarf nur die aus der Auf-
hebung des Arbeitsverhältnisses resultierende 
Abfindung der ermäßigten Besteuerung, nicht 
aber den wegen der Ausübung der Sprinter-
klausel erhaltenen Betrag. Es verwies auf ein 
Urteil des Finanzgerichts Niedersachsen, das 
die Ausübung der Kündigung als neues auslö-
sendes Ereignis gewertet hatte.

Das Finanzgericht Hessen hat nun anders ent-
schieden: Auch diese Abfindung findet ihren 
Rechtsgrund in der Aufhebungsvereinbarung 
und ist nicht getrennt davon zu betrachten.

Für Arbeitnehmer 

Ermäßigt zu besteuern: Abfindung im Rahmen einer 
Sprinterklausel 

Für Unternehmer 

Künstlersozialabgabe:  
Abgabesatz bleibt auch in  
2022 bei 4,2 %

Quelle | Künstlersozialabgabe-Verordnung 2022, BGBl I 
2021, S. 4243; BMAS, „Künstlersozialabgabe auch im Jahr 
2022 bei 4,2 Prozent“, Mitteilung vom 6.8.2021 

Quelle | FG Hessen, Urteil vom 31.5.2021, Az. 10 K 1597/20

Quelle | BMF-Schreiben vom 29.10.2021, Az. IV C 6 - S 
2240/19/10006 :006 

Verbraucherpreisindex (BRD)
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

    11/20      04/21      07/21       11/21
   -0,7 %     +2,1 %     +3,1 %      +6,0 % 



Haftungsausschluss
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach bestem Wissen und 
Kenntnisstand erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechts  materie machen es notwendig, 
Haftung und Gewähr auszuschließen. Das Rundschreiben 
er setzt nicht die individuelle persönliche Beratung.

Dieser Info-Tipp wurde – als Informationsservice für Sie – 
von den Mitgliedern des Arbeitskreises zusammengestellt. 
Weitere Informationen finden Sie auf unserer Website.

Aus rechtlichen Gründen ist der Zugang zum Info-Tipp 
nur über Ihre persönliche Registrierung mit Anschrift und 
E-Mail möglich.
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In Deutschland wird rund jede dritte Ehe wieder 
geschieden. Demzufolge hat sich das Finanz-
gericht München jüngst mit einer interessanten 
Frage befasst: Kann ein privates Veräußerungs-
geschäft auch bei einer Trennung und der da-
nach folgenden Ehescheidung vorliegen, wenn 
die Ehefrau mit der Zwangsversteigerung des 
Einfamilienhauses drohte, um den Ehemann 
zur Veräußerung seines Miteigentumsanteils 
zu bewegen? Die Antwort des Finanzgerichts 
lautet: Ja.

Hintergrund

Private Veräußerungsgeschäfte mit Grundstü-
cken, bei denen der Zeitraum zwischen An-
schaffung und Veräußerung nicht mehr als zehn 
Jahre beträgt, unterliegen der Spekulations-
besteuerung. Ausgenommen sind aber Wirt-
schaftsgüter, die

• im Zeitraum zwischen Anschaffung und  
Veräußerung ausschließlich zu eigenen 
Wohnzwecken (1. Alternative) oder

• im Jahr der Veräußerung und in den beiden 
vorangegangenen Jahren zu eigenen Wohn-
zwecken (2. Alternative) genutzt wurden.

Beachten Sie | Eine Nutzung zu eigenen Wohn-
zwecken setzt in beiden Alternativen voraus, 
dass eine Immobilie zum Bewohnen geeignet 
ist und vom Steuerpflichtigen bewohnt wird. 
Der Steuerpflichtige muss das Gebäude zu-
mindest „auch“ selbst nutzen; unschädlich ist, 
wenn er es gemeinsam mit seinen Familien-
angehörigen oder einem Dritten bewohnt. 
Eine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken liegt 
hingegen nicht vor, wenn der Steuerpflichtige 
die Wohnung entgeltlich oder unentgeltlich 
an einen Dritten überlässt, ohne sie zugleich 
selbst zu bewohnen.

Für alle Steuerpflichtigen 

Privates Veräußerungsgeschäft bei Trennung und anschließender Ehescheidung

Sachverhalt 

Der Steuerpflichtige EM zog im August 2015 aus 
dem im Miteigentum der Eheleute stehenden 
Einfamilienhaus (Kaufvertrag: Dezember 2008) 
aus. Die Ehe, aus der ein in 2007 geborener Sohn 
hervorging, wurde im Juni 2017 geschieden. 
In der Folge drohte die Ehefrau (EF) dem EM 
die Zwangsversteigerung des Hauses an, soll-
te er seinen Miteigentumsanteil nicht an sie 
veräußern. Mit Scheidungsfolgenvereinbarung 
(August 2017) veräußerte EM schließlich seinen 
Miteigentumsanteil an EF.

Entscheidung

Nach Meinung des Finanzgerichts sind die  
Voraussetzungen für ein privates Veräußerungs-
geschäft auch bei einer Trennung und der  
danach folgenden Ehescheidung erfüllt, wenn 
im Rahmen der Scheidungsfolgenvereinbarung 
die Ehefrau mit der Zwangsversteigerung drohte, 
um den Ehemann zur Veräußerung seines Mit-
eigentumsanteils zu bewegen. 

In einem solchen Fall kann sich der bisherige 
Ehemann den Zeitraum zwischen dem Auszug 
aus dem Familienheim, der nachfolgenden 
Scheidung und der danach erfolgten Veräuße-
rung seines Miteigentumsanteils an seine bis-
herige Ehefrau nicht als Nutzung zu eigenen 
Wohnzwecken zurechnen lassen – und zwar 
auch dann nicht, wenn der Zeitraum faktisch 
von ihr und dem gemeinsamen Kleinkind aus-
gefüllt wurde.

Relevanz für die Praxis

Man darf gespannt sein, wie sich der Bundes-
finanzhof im Revisionsverfahren positionieren 
wird. Hier wird dann u. a. geklärt werden, 
welche Bedeutung dem Umstand zukommt, 

dass der bisherige Ehemann seinen Miteigen-
tumsanteil allein seinem minderjährigen Kind 
in diesem Zeitraum überlassen haben will. 

Höchstrichterlich geklärt ist bereits, dass eine 
Enteignung den Tatbestand eines privaten 
Veräußerungsgeschäfts nicht erfüllt. Das Finanz-
gericht Düsseldorf hat zudem aktuell ent-
schieden, dass Einkünfte aus privaten Veräu-
ßerungsgeschäften auch aus der 
Zwangsversteigerung von Grundstücken resul-
tieren können. Eine etwaige wirtschaftliche 
Zwangslage steht danach der Annahme einer 
willentlichen wirtschaftlichen Betätigung 
nicht entgegen. 

Daher ist davon auszugehen, dass auch eine 
Veräußerung, die eine angedrohte Zwangs-
versteigerung vermeiden soll, den Veräuße-
rungstatbestand erfüllt. Denn eine Vergleich-
barkeit mit einem Eigentumsverlust infolge 
einer Enteignung dürfte nicht gegeben sein. 

Interessant dürften im Revisionsverfahren auch 
die Ausführungen des Bundesfinanzhofs zum 
Ausnahmetatbestand (Nutzung zu eigenen 
Wohnzwecken) sein. 

Beachten Sie | Bis zur höchstrichterlichen 
Klärung sollten betroffene Steuerbescheide 
nach Möglichkeit offengehalten werden.

Quelle | FG München, Urteil vom 11.3.2021, Az. 11 K 
2405/19, Rev. BFH: Az. IX R 11/21

„Guter Rat spart Steuer.“


